
 
 

Aktuelles Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 

Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) hat mit seinem Urteil vom 12. März 2026 

(Az. 3 C 2.24) entschieden, dass Rezepturarzneimittel nicht auf Grundlage einer 

Bestellung für den allgemeinen ärztlichen Praxisbedarf hergestellt werden dürfen, 

wenn bei der Herstellung noch kein konkreter Patient feststeht. Die kürzliche 

Veröffentlichung der Urteilsbegründung im August 2026 macht Änderungen im 

Bestellablauf von unseren Eigenprodukten nötig.  

Nach Auffassung des höchsten deutschen Verwaltungsgerichts setzt das 

Rezepturprivileg einen klaren Patientenbezug voraus. Dies gilt sowohl für Rezeptur-, als 

auch für Defekturarzneimittel. Insbesondere für Defekturarzneimittel gilt, dass diese 

zwar im Voraus hergestellt werden dürfen, die Herstellung jedoch ebenfalls an 

patientenbezogene Verschreibungen anknüpfen muss.   

Dadurch ist es künftig nicht mehr möglich, Rezeptur- und Defekturarzneimittel ohne 

Bezug zu konkreten Patientinnen und Patienten für die Praxis zu bestellen.  

 

Uns ist es wichtig den aktuellen rechtlichen Vorgaben zu entsprechen und gleichzeitig 

die Versorgung für Sie und Ihre Patienten weiterhin so einfach und unkompliziert wie 

möglich zu gestalten. Hierfür haben wir nach sorgsamer Bewertung der neuen 

rechtlichen Vorgaben unsere Bestellprozesse für Sie angepasst. 

Bitte teilen Sie uns daher bei Ihrer Bestellung nach Möglichkeit die zugehörigen 

Patientendaten (Name, Vorname und Geburtsdatum) mit. Diese Angaben sind 

erforderlich, um die Arzneimittel entsprechend der gesetzlichen Vorgaben für Sie 

herstellen zu können. Alternativ können Sie uns bei jeder Bestellung schriftlich 

bestätigen, dass die vorliegende Bestellung nicht der allgemeinen Bevorratung Ihrer 

Praxis dient, sondern dem Praxisbedarf zur Behandlung eines oder mehrerer konkreter 

Patientinnen und Patienten. 

https://www.bverwg.de/120326U3C2.24.0

